 {#Sec1}

EU-Trio-Präsidentschaft mit dem gemeinsamen kommunalen Klimaschutzprojekt \"Three4Climate\" {#Sec2}
-------------------------------------------------------------------------------------------

Das Klimaschutzprojekt \"Three4Climate\" soll kommunalen Akteuren mehr Gehör in der EU-Klimapolitik verschaffen und den Austausch zu praktischen Klimaschutzfragen verbessern. Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth und seine Amtskollegen aus Portugal und Slowenien, João Galamba und Metka Gorišek, haben am 3.Juli 2020 ein gemeinsames kommunales Klimaschutzprojekt zur Vernetzung von Städten und Schulen der drei Länder gestartet. Es soll kommunalen Akteuren mehr Gehör in der EU-Klimapolitik verschaffen und den Austausch zu praktischen Klimaschutzfragen verbessern. Das virtuelle Auftakttreffen bot an diesem Tag bot einen Rahmen für eine erste Zusammenkunft der Trio-Staatssekretäre und Staatssekretärin mit den Bürgermeistern der sechs ausgewählten Städte Bielefeld und Radolfzell in Deutschland, Braga und Loulé in Portugal sowie Maribor und Kranj in Slowenien sowie den drei ausgewählten Schulen. In den kommenden Monaten werden die Städte und Schulen sich über Klimaschutzmaßnahmen und gelungene Praxisbeispiele auf lokaler und regionaler Ebene austauschen, zum Beispiel zu Mobilität, Naturschutz und Energieeffizienz. Zu den geplanten Aktivitäten des Projekts gehören Studienreisen in die Kommunen der Projektländer, ein Lehrerinnen- und Lehreraustausch, Workshops in Brüssel, Klimaaktionstage in Schulen und ein Klima-Wettbewerb für Schüler- und Schülerinnen, wobei viele Begegnungen aufgrund der gegenwärtigen Pandemiesituation erst 2021 stattfinden werden. Nicht zuletzt dient das Projekts dazu, Anliegen der kommunalen Akteure in der klimapolitischen Debatte auf EU-Ebene mehr Gehör zu verschaffen. Die EU-Ratspräsidentschaften der drei Länder sollen hierfür eine besondere Gelegenheit bieten. Die Umweltministerien der drei Länder wollen ihre Präsidentschaften eng miteinander verzahnen, sie sinnvoll aufeinander aufbauen und klare gemeinsame Prioritäten setzen.

 {#Sec3}

Zehn Jahre Staatliche Ämter für Landwirtschaft und Umwelt in Mecklenburg-Vorpommern {#Sec4}
-----------------------------------------------------------------------------------

In diesem Jahr begehen die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt (StÄLU) in Mecklenburg-Vorpommern ihr zehnjähriges Jubiläum. Aus diesem Anlass werden im Verlauf des Jahres die einzelnen Ämter der interessierten Öffentlichkeit vorgestellt werden und auf wichtige Ereignisse zurückblickt werden. Damit soll ein abwechslungsreicher Einblick in die vielfältige Arbeit der vier Ämter geboten werden. Die Arbeit der StÄLU habe eine enorme Bedeutung für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes, betonte Dr. Till Backhaus, Minister für Landwirtschaft und Umwelt MV anlässlich des Jubiläums. Schließlich verwalten und setzen sie jährlich Fördergelder in Millionenhöhe um. Dabei geht es um die EU-Ausgleichszahlungen an die Landwirte sowie um Investitionen in Landwirtschaftsbetriebe, aber auch um die Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen Raum. Auch Naturschutz-maßnahmen, der Hochwasser- und Küstenschutz, der Immissions- und Klimaschutz oder auch die Abfall- und Kreislaufwirtschaft gehören zum umfassenden Aufgabenbereich dazu. Sei es der Schweinehalter, der seinen Stall modernisieren will; der Landwirt, der auf Ökolandbau umstellen will oder auch die Gemeinde, die finanzielle Unterstützung beim Bau ihrer neuen Kita braucht: Anlaufstelle für die Förderanträge ist in allen drei Fällen eines der vier Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt (StÄLU). Die StÄLU tragen auch Verantwortung für die Genehmigungsverfahren für große Bauvorhaben wie Windkraftanlagen oder Stallanlagen. Aber auch im Havariefall oder bei Beschwerden über Lärm sowie Luft-, Boden- und Wasserverschmutzungen sind unsere StÄLU die richtigen Ansprechpartner. Hinzu kommen spezielle Aufgaben, die nur von einzelnen Ämtern wahrgenommen werden. Auch darüber werden wir ausgiebig berichten. Hintergrund: Die StÄLU gingen am 1. Juli 2010 aus der Zusammenlegung der damaligen sechs Ämter für Landwirtschaft und der fünf Staatlichen Ämter für Umwelt und Natur hervor. Sie sind als untere Landesbehörden im Ressort des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt MV angesiedelt und für den Vollzug bundes- und landesrechtlicher Vorschriften sowie von EU-Vorschriften zuständig.

Die StÄLU sind in vier Amtsbereiche eingeteilt:Westmecklenburg (Amtssitz Schwerin),Mittleres Mecklenburg (Amtssitz Rostock),Mecklenburgische Seenplatte (Amtssitz Neubrandenburg) undVorpommern (Amtssitz Stralsund).

Insgesamt arbeiten dort derzeit mehr als 700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Alle vier Ämter haben jeweils folgende Abteilungen:Allgemeine AbteilungLandwirtschaft, EU-FörderangelegenheitenIntegrierte ländliche EntwicklungImmissions- und Klimaschutz, Abfall- und KreislaufwirtschaftNaturschutz, Wasser und Boden

Darüber hinaus ist im Amtsbereich Mittleres Mecklenburg noch die Dezernatsgruppe \"Küste\" angesiedelt. Zum StALU Westmecklenburg gehört außerdem das Dezernat \"Investive Förderung, Ernährungswirtschaft, Landwirtschaft\".

 {#Sec5}

Starker Baustein der Nationalen Wasserstoffstrategie {#Sec6}
----------------------------------------------------

In der Debatte um die Wasserstoffzukunft in Deutschland bietet Niedersachsens Energieminister Olaf Lies der Bundesregierung das Land Niedersachsen als starken Partner an. In einem offenen Brief an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier betont Umweltminister Lies, dass Niedersachsen aufgrund seiner Lage und energiewirtschaftlichen Infrastruktur maßgeblich dazu beitrage, sich als starker Baustein gemeinsam mit den Ländern und dem Bund für Wasserstofftechnologien und -anwendungen zu etablieren. Mit einem Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch von 90 % verfügt Niedersachsen bereits jetzt über ein hohes regeneratives Potenzial für die Herstellung von umweltfreundlichem und klimaschonendem grünen Wasserstoff, das insbesondere durch den verstärkten Ausbau der Offshore-Windenergienutzung in den kommenden Jahren noch erheblich gestärkt werden wird. Der perspektivische Ausbau von bis zu 50 GW Offshore-Windenergie wird ganz wesentlich über die Niedersächsische Küste ins Land gebracht. Das schaffe ein unglaubliches Potenzial auch im Bereich des grünen Wasserstoffes. Deshalb begrüßt der Energieminister nachdrücklich die Verabschiedung der Nationalen Wasserstoffstrategie durch das Bundeskabinett. Mit dem Einstieg in die Erzeugung und Nutzung grünen Wasserstoffs im industriellen Maßstab werde eine wesentliche Voraussetzung für die Erreichung der deutschen Klimaschutzziele und damit auch einer treibhausneutralen Energieversorgung bis zum Jahr 2050 erfüllt, so Lies. Dem grünen Wasserstoff wird dabei sowohl die Rolle als Energieträger wie auch als Grundstoff für die Industrie wie Stahl und Chemie zukommen. Zurzeit werde der notwendige Ausbau an erneuerbaren Energien allerdings durch den Bund erheblich eingeschränkt. \"Vor diesem Hintergrund, so Lies, solle die sogenannte \"Netzausbaugebietsverordnung\", die ein Hemmnis für den Ausbau der Erneuerbaren darstellt, nicht über das Jahr 2020 verlängert werden. Stattdessen brauche ganz Norddeutschland einen regelrechten Schub beim Ausbau von Energienetzen. Er forderte daher den ganzen Norden als \'Netzinnovationsgebiet\' zu definieren, wo technologischer Fortschritt ohne regulatorische Hemmnisse sofort umgesetzt werden könne. Dazu gehörten wichtige Kernforderungen: Investitionskostenzuschüsse für Elektrolyseure, Vermarktung von EEG-Strom als Grünstrom sowie eine Befreiung von der EEG-Umlage für die Produktion von grünem Wasserstoff. Niedersachsens Energieminister weist auf weitere Vorteile des Landes: Sichere unterirdische Wasserstoffspeicher in Gaskavernen und ein ausgedehntes Gasnetz und die Grundlage für ein richtiges Wasserstoffnetz. Niedersachsen könne die Industrieregionen Deutschlands mit dem notwendigen grünen Wasserstoff versorgen. Gerade die bereits vorhandenen Gasnetze seien damit eine ideale Ergänzung zum Stromnetzausbau, so Lies. Er verknüpfe das Angebot einer engen Partnerschaft mit dem Bund zugleich mit der Forderung, die Bremsen beim Ausbau der Erneuerbaren zu lösen. Niedersachsen sieht sich in besonderer Verantwortung, den Aufbau einer grünen Wasserstoffwirtschaft voranzutreiben.

 {#Sec7}

Hoher Anteil der erneuerbaren Energie bei Wohngebäudebeheizung {#Sec8}
--------------------------------------------------------------

Wie das Statistische Bundesamt mitteilte, werden 67,2 % der im Jahr 2019 neu gebauten Wohngebäude ganz oder teilweise mit erneuerbaren Energien beheizt. Der Anteil der erneuerbarer Energien als Quelle der Heizung stieg damit leicht an (2018: 66,6 %). Als primäre, also überwiegend eingesetzte Energiequelle erreichten die erneuerbaren Energien im Jahr 2019 einen Anteil von fast der Hälfte (47,7 %) an den insgesamt 108.100 neuen Wohngebäuden. Zu den erneuerbaren Energien zählen Geothermie, Umweltthermie, Solarthermie, Holz, Biogas/Biomethan sowie sonstige Biomasse. Zu den konventionellen Energien zählen Öl, Gas und Strom. Fernwärme stellt eine weitere Energiequelle dar. Mit 42,7 % waren Wärmepumpen (die bei der Energiegewinnung mittels Geo- und Umweltthermie zum Einsatz kommen) die wichtigste primäre Energiequelle für die Heizung vor Gas, das in 41,9 % der Neubauten eingesetzt wurde. Der Anteil von Gas nimmt dabei in den letzten Jahren ab (2018: 43,0 %; 2017: 47,7 %). Die übrigen Energiequellen erreichten zusammen 15,4 %. Wurde in neuen Wohngebäuden eine weitere (sekundäre) Energiequelle eingesetzt, waren dies bevorzugt die erneuerbaren Energieträger Solarthermie (15,2 %) und Holz (13,8 %).

Anteil der erneuerbaren Energien steigt auf mehr als 50 % {#Sec9}
---------------------------------------------------------

In Deutschland wurden im April 2020 insgesamt 36,2 Mrd. Kilowattstunden Strom erzeugt und in das Stromnetz eingespeist. Nach vorläufigen Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) war das ein Rückgang um 16,7 % gegenüber April 2019. Damit waren im April 2020 erstmals deutliche Auswirkungen der Corona-Krise am Strommarkt sichtbar, die auf den geringeren Strombedarf zurückzuführen sind. Mit einem Minus von 33,7 % im Vergleich zum April 2019 ging die Stromeinspeisung aus konventionellen Energieträgern im April 2020 besonders stark zurück. Die Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energieträgern stieg dagegen um 4,7 %. In Folge dessen stieg der Anteil erneuerbarer Energien an der insgesamt eingespeisten Strommenge von 44,2 % (April 2019) auf 55,6 % (April 2020). Unter den erneuerbaren Energieträgern hatten Windkraft (24,2 %) und Photovoltaik (17,2 %) den höchsten Anteil an der gesamten Stromeinspeisung. Dabei spielte bei der Photovoltaik insbesondere die hohe Anzahl an Sonnenstunden im April 2020 eine Rolle. Da mehr als die Hälfte des Strombedarfs bereits aus erneuerbaren Energien gedeckt werden konnte, die bei der Einspeisung Vorrang genießen, wurden viele konventionelle Kraftwerke zurückgefahren. Bei den konventionellen Energieträgern war vor allem bei der Stromeinspeisung aus Kohle ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen (minus 53,6 % gegenüber April 2019). Der Anteil der Stromeinspeisung aus Kohle (16,9 %) an der gesamten Stromeinspeisung war damit erstmals geringer als der aus Photovoltaik (17,2 %).

Methodische Hinweise und weitere Ergebnisse bietet der Themenbereich Energie des Statistischen Landesamtes. Weitere Daten und lange Zeitreihen zur Monatserhebung über die Stromein- und -ausspeisung bei Netzbetreibern können in der Datenbank GENESIS-Online über die Tabelle Stromeinspeisende Anlagen (43312-0001) abgerufen werden [www-genesis.destatis.de/genesis/online?&sequenz=tabelleErgebnis&selectionname=43312-0001\#abreadcrumb](http://www-genesis.destatis.de/genesis/online?&sequenz=tabelleErgebnis&selectionname=43312-0001#abreadcrumb).NetzeinspeisungApril\
2019 (in TWh)Anteile\
(in Prozent)April\
2020 (in TWh)Anteile\
(in Prozent)Veränderung\
zum\
Vorjahres-\
monat\
(in Prozent)**Netzeinspeisung insgesamt**43,410036,2100- 16,7**Konventionelle Energieträger**24,255,816,144,4- 33,7**darunterKohle**13,230,46,116,9- 53,6**Kernenergie**5,713,14,713,1- 16,9**Erdgas**4,410,14,111,4- 6,0**Erneuerbare Energieträgerdarunter:Windkraft**8,820,18,824,20,2**Biogas**2,55,72,67,13,4**Photovoltaik**5,111,66,217,223,0

 {#Sec10}

EU-Fördermittel für RH2INE {#Sec11}
--------------------------

Der Gütertransport mittels Wasserstoff betriebener Binnenschiffe im Transportkorridor zwischen Rotterdam und Genua hat einen wichtigen Schritt nach vorne gemacht. Das Joint Venture RH2INE, zu dem auch der Hafenbetrieb Rotterdam gehört, hat von der Europäischen Kommission einen Zuschuss von einer halben Millionen Euro für weitere Forschungsvorhaben erhalten. Die niederländische Provinz Zuid-Holland (Südholland), das deutsche Bundesland Nordrhein-Westfalen sowie die Häfen Rotterdam, Duisburg und RheinCargo hatten einen Antrag gestellt. Sie selbst tragen ebenfalls eine halbe Millionen Euro zur Forschung bei.

Ziel ist es, bis zum Jahr 2024 mindestens zehn wasserstoffbetriebene Schiffe auf den wichtigsten Handelsrouten zwischen dem Rotterdamer Hafen und Köln, dem Rhein-Alpenkorridor, verkehren zu lassen. Dafür sind drei Wasserstoff-Tankstellen auf der Route erforderlich. In den darauffolgenden Jahren muss diese Zahl noch erweitert werden. An RH2INE (Rhine Hydrogen Integration Network of Excellence) arbeiten ungefähr zwanzig Partner zusammen, zu denen Behörden und Unternehmen gehören, welche die Nutzung von Wasserstoff ermöglichen.

Die europäischen Fördermittel werden zur Erforschung der am besten geeigneten Wasserstoff-Tankstellen, der Wasserstofftechnologie, der erforderlichen Gesetzgebung in den verschiedenen Ländern und an den verschiedenen Standorten verwendet. Durch das Projekt RH2INE wollen die Kooperationspartner von einander lernen. Es geht dabei um Partner, die alle eine Expertise in Sachen Wasserstoff mitbringen: von der Produktion über den Vertrieb bis hin zu dessen Verwendung in Schiffen.

Energiewende {#Sec12}
------------

Der Hafenbetrieb Rotterdam setzt sich gegen den Klimawandel ein und will eine Vorreiterrolle bei der weltweiten Energiewende spielen. Die Senkung des CO~2~-Ausstoßes und die effiziente Nutzung der Roh- und Reststoffe stellen für den Hafenbetrieb wichtige Aufgaben dar.

Weitere Informationen unter <https://bit.ly/399JnuT>

 {#Sec13}

Außergerichtlicher Vergleich im Klageverfahren zur Luftreinhalteplanung Köln {#Sec14}
----------------------------------------------------------------------------

Das Land Nordrhein-Westfalen, die Stadt Köln und die Deutsche Umwelthilfe (DUH) haben mit einem außergerichtlichen Vergleich die Klage der DUH zum Luftreinhalteplan Köln beendet. Die Parteien haben sich auf konkrete Maßnahmen zur Einhaltung des Immissionsgrenzwerts für Stickstoffdioxid verständigt und werden nun gegenüber dem Bundesverwaltungsgericht die Erledigung des Rechtsstreits erklären. Damit konnte auch in der größten Stadt Nordrhein-Westfalens ein Vergleich erzielt werden. Zuvor wurden bereits in elf von insgesamt 14 Klageverfahren der DUH gegen das Land Nordrhein-Westfalen gerichtliche Vergleiche erzielt, neben Köln für die Städte Essen, Bonn, Dortmund, Hagen, Gelsenkirchen, Bielefeld, Bochum, Düren, Paderborn, Oberhausen und Wuppertal. Noch nicht abgeschlossen sind die Verfahren zu den Luftreinhalteplänen Aachen und Düsseldorf.

Umweltministerin Ursula Heinen-Esser hob die Anstrengungen der Bezirksregierung und der Stadt Köln hervor und bedankte sich bei allen Beteiligten. Darüber hinaus betonte die Ministerin die vermittelnde Rolle des Vorsitzenden Richters am Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster a.D. Professor Dr. Max-Jürgen Seibert, der sich bereit erklärt hatte, nach seiner Pensionierung im Mai dieses Jahres die außergerichtliche Vergleichsverhandlung zu moderieren. Der außergerichtliche Erörterungstermin zum Vergleich fand am 4. Juni 2020 statt. Zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, der Stadt Köln und der DUH wurden einvernehmlich und verbindlich Maßnahmen festgelegt, die die Einhaltung des Stickstoffdioxid-Grenzwertes sicherstellen. Es sollen nicht nur kurzfristige, sondern auch mittel- und langfristige Maßnahmen zur nachhaltigen Veränderung der Verkehrssituation in Köln ergriffen werden, um die Luftschadstoffbelastung kontinuierlich zu vermindern. Nach Abschluss des gerichtlichen Verfahrens wird zur Umsetzung der Maßnahmen der Luftreinhalteplan Köln entsprechend fortgeschrieben. Mit dem aktuellen Vergleich wird ein langjähriger Rechtsstreit beendet, in dessen Verlauf zunächst das Verwaltungsgericht Köln ein großflächiges Dieselfahrverbot im Stadtgebiet Köln angeordnet hatte. In dem Berufungsurteil des Oberverwaltungsgerichts Münster standen noch streckenbezogene Verbote in Rede. In dem nunmehr vereinbarten Vergleich sind keine Fahrverbote mehr vorgesehen. Die Revision des Landes beim Bundesverwaltungsgericht hat sich erledigt.

Eckpunkte des Vergleichs {#Sec15}
------------------------

Mit dem Vergleich wurde eine Reihe von Maßnahmen vereinbart. Herauszuheben sind hierbei unter anderem:Einrichtung von Radfahrstreifen auf den Kölner Ringen, der Nord-Süd-Fahrt und auf Hauptrouten in den Stadtteilen (Umsetzung ab 2020 bzw. 2021),Erarbeitung und Umsetzung von Radverkehrskonzepten und Fahrradstraßennetze für die Stadtbezirke,Bau von fünf vollautomatisch betriebenen Bike Towern mit je 120 Fahrradabstellplätzen ab 2020,Installation von 200 Elektroladesäulen, darunter 20 % Schnellladesäulen für E-Fahrzeuge.Im Hinblick auf eine mögliche Einführung von Tempo 30 im Gebiet zwischen den Ringen und dem Rhein: Untersuchungen zu den verkehrlichen Auswirkungen der Geschwindigkeitsbegrenzung.

Im Vergleich ebenfalls festgeschrieben und überwiegend bereits umgesetzt wurden unter anderem folgende Maßnahmen:Expressbuslinien auf der Aachener Straße und Reduzierung des Kfz-Zuflusses in Höhe der P+R Anlage Weiden West mittels Lichtsignalanlagenschaltung,Erneuerung und Optimierung von 20 Ampelanlagen auf der Luxemburger Straße, so dass Staus und Stop-Go-Verkehrssituationen vermieden werden.Erneuerung beziehungsweise Ertüchtigung der von den Kölner Verkehrsbetrieben eingesetzten Busse auf Abgasstandard Euro VI,Ausweitung der Gebiete mit bewirtschafteten öffentlichen Parkmöglichkeiten und Rückbau von Kfz-Stellplätzen, zum Beispiel zugunsten von Fahrradabstellmöglichkeiten,Erhöhung der Parkgebühren; die Mehreinnahmen sind zweckgebunden für Verbesserungen im ÖPNV zu verwenden,Lkw-Transitverbotszone in der Innenstadt, ausgenommen Lkw, die die Euro-VI-Norm erfüllen.

Weitere Informationen: zur Vergleichsvereinbarung (PDF): <https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/PDFs/umwelt/vergleich_lrp_koeln_vergleichstext.pdf>; zum Maßnahmenpaket (PDF) <https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/PDFs/umwelt/vergleich_lrp_koeln_anlage_1.pdf>

 {#Sec16}

Handlungskonzept Streuobst Thüringen {#Sec17}
------------------------------------

Mit der Handlungskonzept Streuobst Thüringen gibt das Umweltministerium fachliche Standards zur Pflanzung und Pflege für die Eingriffsregelung und Förderung von Streuobstbestände heraus. Die Broschüre wurde neu überarbeitet zeigt die kostendeckende Bewirtschaftung und Nutzung unter heutigen Marktbedingungen auf. Auch Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie das öffentliche Interesse an der Erhaltung des Kulturlandschaftsbiotops Streuobstwiese sind berücksichtigt worden. Datum: 06/2020

Link zum Download der Broschüre: <https://umwelt.thueringen.de/fileadmin/Publikationen/Publikationen_TMUEN/Streuobst_Final.pdf>

 {#Sec18}

Deutliches Minus beim CO~2~-Ausstoß in Baden-Württemberg {#Sec19}
--------------------------------------------------------

Umweltminister Franz Untersteller ist nach Veröffentlichung der neuesten Ergebnisse zum CO~2~-Ausstoß überzeugt, dass Baden-Württemberg seine Klimaschutzziele für 2020 erreichen wird. Das Statistische Landesamt geht nach ersten Schätzungen davon aus, dass die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg im Jahr 2019 und damit unabhängig von der Corona-Pandemie um weit über 6 % gesunken sind. Gegenüber dem Basisjahr 1990 ergibt das eine Reduzierung um annähernd 20 %. Damit komme das Klimaschutzziel des Landes für 2020 erstmals in Reichweite, freute sich Umweltminister Franz Untersteller.

Im Klimaschutzgesetz hatte die Landesregierung eine Reduktion um 25 % gegenüber dem Basisjahr beschlossen. Niemand wisse, wie es Ende 2020 aussehe, sagte Untersteller. Und die Zahlen seien durch die Corona-Ausnahmesituation dann auch sicher nicht voll belastbar.

Das Jahr 2019 mit der bislang größten Jahresabnahme an Treibhausgasemissionen zeige aber sehr deutlich, dass es bei den passenden Rahmenbedingungen Klimaschutz machbar sei. Ganz entscheidend sei, CO~2~-intensive Energieträger teuer zu machen. So wie letztes Jahr innerhalb des europäischen Emissionshandelssystem geschehen. Denn dann gehen Kohlekraftwerke zur Strom- und Wärmeerzeugung aus ökonomischen Gründen vom Netz.

Baden-Württemberg werde den eingeschlagenen Weg zum Klimaschutz konsequent weitergehen, kündigte Untersteller an. Die Novelle des Klimaschutzgesetzes mit Zielen für 2030 sei auf dem Weg. Dazu solle das Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) mit Handlungsoptionen und -maßnahmen für weniger Treibhausgasemissionen fortgeschrieben werden.

Die guten Zahlen für 2019 wertet Untersteller als Ansporn weiter daran zu arbeiten, Wirtschaftswachstum und CO~2~-Ausstoß zu entkoppeln.

 {#Sec20}

Deutsche Wasserwirtschaft übergibt Branchenbild 2020 {#Sec21}
----------------------------------------------------

Trinkwasser in bester Qualität oder die zuverlässige Entsorgung der Abwässer: Das ist in Deutschland eine Selbstverständlichkeit. Insbesondere die Corona-Krise zeigte und zeigt, welche Bedeutung die zuverlässige Wasserver- und Abwasserentsorgung hat. Diese Leistungen werden alltäglich genutzt. Sie sind elementar für unsere Gesellschaft und Wirtschaft. Und sie funktionieren bestens und auf einem sehr hohen Niveau - auch im europäischen und internationalen Vergleich. Diese Leistungsfähigkeit der deutschen Wasserwirtschaft dokumentiert das Branchenbild 2020, das Anfang Juni 2020 an die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Elisabeth Winkelmeier-Becker, im Namen der führenden Verbände der Wasserwirtschaft übergeben wurde.

Der Bericht beschreibt die Vielfalt der Aufgaben der Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung in Deutschland sowie ihre zukünftigen Herausforderungen. Der aktuelle Überblick wurde in Abstimmung mit dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund erarbeitet. Zentrales Ziel der deutschen Wasserwirtschaft ist es, die hohen Qualitätsstandards zu sichern und - wo immer möglich und notwendig - zu verbessern.

Zu dieser Herausforderung zählt auch der Umgang mit dem klimatischen und demografischen Wandel, verbunden mit veränderten Konsumgewohnheiten und der Digitalisierung. Hinzu kommen die zunehmende Verunreinigung der Trinkwasserressourcen durch menschengemachte Schadstoffeinträge, steigender und oft konkurrierender Wasserbedarf in der Gesellschaft, der verfeinerte Nachweis und die Minimierung des Eintrags anthropogener Spurenstoffe (z. B. Pflanzenschutzmittel und deren Abbauprodukte) und weiterer Verunreinigungen. In der Folge fordern Nutzungskonflikte mit Industrie, Landwirtschaft oder den energiepolitischen Zielen die deutsche Wasserwirtschaft. Weitere Informationen können Sie der Broschüre Branchenbild der deutschen Wasserwirtschaft 2020 entnehmen: [www.dvgw.de/medien/dvgw/leistungen/publikationen/branchenbild-2020.pdf](http://www.dvgw.de/medien/dvgw/leistungen/publikationen/branchenbild-2020.pdf)

 {#Sec22}

Deutschland übernimmt den Vorsitz der Ostsee-Meeresschutzkommission {#Sec23}
-------------------------------------------------------------------

Am 1. Juli 2020 übernahm Deutschland für zwei Jahre den Vorsitz der Helsinki-Kommission (HELCOM) zum Meeresschutz der Ostsee. In dieser Zeit wird Deutschland die zentralen Umweltprobleme der Ostsee angehen: die Überversorgung mit Nährstoffen, Munitionsaltlasten, Meeresmüll, Unterwasserlärm und Klimawandel sind diejenigen Belastungen für die marinen Ökosysteme der Ostsee, die Deutschland in der Vorsitzzeit bearbeiten möchte. Ein weiteres Ziel ist es, den Schutz von marinen Arten und Lebensräumen zu verbessern und dafür das Netzwerk mariner Schutzgebiete und sein effektives Management weiterzuentwickeln. Deutschland will den wirtschaftlichen Aufbau nach der Corona-Krise auch für Fortschritte beim Meeresschutz und bei Klimafragen nutzen. Unter dem Motto \"Gemeinsam für unser Meer, die Ostsee\" wird Deutschland in enger Zusammenarbeit mit den übrigen Ostseeanrainerstaaten und der Europäischen Union den Schutz der Ostsee vorantreiben. Dabei steht \"gemeinsam\" auch für eine vertiefte Kooperation mit NGOs, Interessenverbänden und der Wissenschaft. Eine wichtige Aufgabe wird die Harmonisierung der HELCOM-Ziele mit der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sein. Des Weiteren sollen die Verbindungen zwischen der Helsinki-Kommission und anderen in der Ostseeregion tätigen regionalen Akteuren wie zum Beispiel dem Ostseerat und BALTFISH, der regionalen Fischereiorganisation der Ostsee, gestärkt werden. Deutschland setzt sich für eine engere Verzahnung der Arbeiten der Helsinki-Kommission mit weltweiten Prozessen und Zielen wie den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen ein. In der HELCOM arbeiten Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Lettland, Litauen, Polen, Russland, Schweden sowie die EU zusammen. Grundlage ist das rechtlich verbindliche Helsinki-Übereinkommen von 1992 zum Schutz der Ostsee vor allen Formen der Verschmutzung von Land, auf See und aus der Luft. Die Vertragsstaaten verpflichten sich zum Schutz von Habitaten und der Meeresbiodiversität sowie zur nachhaltigen Nutzung der Meeresressourcen. Federführend verantwortlich für den HELCOM-Vorsitz ist das Bundesumweltministerium. Die Vorsitzfunktionen werden von einem Bund-Länder-Team wahrgenommen. Das Umweltbundesamt stellt die Vorsitzende, Repräsentanten aus Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern übernehmen für jeweils ein Jahr den Vize-Vorsitz.

 {#Sec24}

Bundeskabinett beschließt Verbot von Wegwerfprodukten aus Plastik {#Sec25}
-----------------------------------------------------------------

Künftig sollen bestimmte Plastikprodukte verboten sein, für die es bereits umweltfreundliche Alternativen gibt. Das Verbot betrifft unter anderem Wegwerfprodukte wie Einmalbesteck, Trinkhalme oder Rührstäbchen. Das hat die Bundesregierung am 24. Juni 2020 mit der Verordnung zum Verbot von Einwegkunststoff-Produkten auf den Weg beschlossen. Künftig sollen bestimmte Plastikprodukte verboten sein, für die es bereits umweltfreundliche Alternativen gibt. Das Verbot betrifft Wegwerfprodukte wie Einmalbesteck und -teller, Trinkhalme, Rührstäbchen, Wattestäbchen und Luftballonstäbe aus Plastik. Auch To-Go-Lebensmittelbehälter und Getränkebecher aus Styropor sollen nicht mehr auf den Markt kommen. Verboten sind außerdem alle Produkte aus oxo-abbaubarem Kunststoff, der sich in besonders schwer zu entsorgende Mikropartikel zersetzt, aber nicht weiter abbaut. Die Verordnung leistet einen wichtigen Beitrag gegen die Vermüllung der Umwelt und dient dem Schutz der Meere. Die nun verbotenen Produkte gehören laut EU-Kommission zu den am häufigsten an europäischen Stränden gefundenen Plastikgegenständen. Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) schätzt, dass sie rund zehn bis zwanzig Prozent des Abfalls aus Parks, öffentlichen Plätzen und Straßen ausmachen. Den größten Anteil daran haben To-Go-Verpackungen für Lebensmittel und Getränke aus expandiertem Polystyrol (Styropor). Einwegkunststoffprodukte können in vielen Fällen durch umweltfreundlichere Mehrweglösungen ersetzt werden. To-Go-Becher oder To-Go-Lebensmittelbehälter aus Metall oder Kunststoff sowie abwaschbare Trinkhalme aus Glas finden immer mehr Verbreitung. Auf vielen Volksfesten hat sich bereits Mehrweggeschirr fest etabliert. Wegwerfprodukte wie Wattestäbchen können aus nachhaltigerem Material hergestellt werden. Die neue Verordnung dient der Umsetzung der entsprechenden EU-Richtlinie in nationales Recht. Das Verbot soll am 3.Juli 2021 europaweit in Kraft treten. Der Abverkauf von bereits bestehenden Lagerbeständen - die nicht zuletzt auch durch die Covid 19 Pandemie entstanden sind - bleibt zulässig, um eine gebrauchslose Vernichtung der Einwegprodukte zu vermeiden. Die Verordnung wird nunmehr im Bundestag behandelt und bedarf anschließend der Zustimmung im Bundesrat.
